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G e s e t z
zu dem Staatsvertrag über die erweiterte Zuständigkeit 

der mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen 
betrauten Bediensteten in den Ländern

Vom 25. März 2020

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 29. August/21. Oktober 2019 unterzeichneten
Staatsvertrag über die erweiterte Zuständigkeit der mit der Be-
gleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen betrauten Be-
diensteten in den Ländern wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 7
Abs. 3 oder 4 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 25. März 2020

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Staatsvertrag
über die erweiterte Zuständigkeit 

der mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen 
betrauten Bediensteten in den Ländern 

Zwischen

dem Land Hessen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,
dieser vertreten durch den Minister des Innern und für Sport,

dem Land Niedersachsen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten, 
dieser vertreten durch den Minister für Inneres und Sport,

dem Land Nordrhein-Westfalen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,
dieser vertreten durch den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

dem Land Rheinland-Pfalz,
vertreten durch die Ministerpräsidentin,
diese vertreten durch die Ministerin für Familie, Frauen, 
Jugend, Integration und Verbraucherschutz,

dem Land Sachsen-Anhalt,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,
dieser vertreten durch den Minister für Inneres und Sport,

dem Land Schleswig-Holstein,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,
dieser vertreten durch den Minister für Inneres, ländliche 
Räume und Integration,

— im Folgenden Vertragspartner genannt —

wird vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig
berufenen Organe, soweit diese durch ihre Verfassung vorge-
schrieben ist, nachfolgender Staatsvertrag geschlossen:

Präambel

Es entspricht dem Willen der Vertragspartner, den Bediens-
teten der für die Aufenthaltsbeendigung zuständigen Behörden
der Vertragspartner die notwendigen Befugnisse einzuräu-
men, um aufenthaltsbeendende Maßnahmen nach dem Auf-
enthaltsgesetz beziehungsweise nach der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Juni 2013 in der jeweils geltenden Fassung über die
Landesgrenzen des eigenen Landes hinaus effektiv durchfüh-
ren zu können.

Artikel 1

Anwendungsbereich

Die nachfolgenden Regelungen gelten für Amtshandlungen
im Rahmen aufenthaltsbeendender Maßnahmen, die von Be-
diensteten der Vertragspartner, die keine Polizeivollzugsbeam-
tinnen oder Polizeivollzugsbeamte sind, auf dem Hoheitsgebiet
anderer Vertragspartner durchgeführt werden. 

Artikel 2

Wahrnehmung von Amtshandlungen von den 
mit der Begleitung aufenthaltsbeendender 

Maßnahmen betrauten Bediensteten in den Ländern 

(1) Die mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Aufent-
haltsbeendigung betrauten Bediensteten der für die Durchfüh-
rung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen zuständigen
Behörden jedes Vertragspartners dürfen nach Maßgabe der
nachfolgenden Bestimmungen die bei der Vorbereitung und
Ausführung der aufenthaltsbeendenden Maßnahmen erfor-
derlich werdenden Amtshandlungen auch auf dem Hoheits-
gebiet der anderen Vertragspartner vornehmen.

(2) Sollte die Aufenthaltsbeendigung nicht vollzogen wer-
den können, so sind die in Absatz 1 genannten Bediensteten
auch befugt, die Rückbegleitung der betroffenen Personen
durchzuführen.

(3) Die Rechte und Pflichten in dienstrechtlicher Hinsicht
ergeben sich für die in Absatz 1 genannten Bediensteten nach
den Bestimmungen ihres eigenen Landes.

(4) Die in Absatz 1 genannten Bediensteten üben ihre Be-
fugnisse nach Satz 2 im Rahmen des geltenden Rechts des
Landes aus, in dem die Amtshandlung vollzogen werden soll.
Es handelt sich dabei um die allgemeinen Befugnisse der Ver-
waltungsbehörden. Soweit nach dem Recht des Landes, in
dem die Amtshandlung vollzogen wird, den Verwaltungsvoll-
zugsbeamten auch die Befugnisse der Polizei zur Abwehr von
Gefahren (Generalklauseln), die Befugnisse zur Durchsu-
chung von Personen und Sachen, zur Sicherstellung und zur
Anwendung von unmittelbarem Zwang eingeräumt/übertra-
gen werden, gelten auch diese. Die in Absatz 1 genannten Be-
diensteten müssen jederzeit identifizierbar sein. Die jeweilige
Amtshandlung ist dabei dem Rechtsträger der für die Aufent-
haltsbeendigung zuständigen Behörde zuzurechnen, in deren
Auftrag gehandelt wird.

(5) Das Führen einer Waffe ist ausgeschlossen. Dies gilt
nicht für die in Absatz 1 genannten Bediensteten, denen nach
den Bestimmungen ihres eigenen Landes die Anwendung un-
mittelbaren Zwangs durch Waffen gestattet ist. Eine Waffe
darf auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartner nur
zur Abwehr eines gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs auf
Leib oder Leben einer Person gebraucht werden, wenn der Ge-
brauch das einzige Mittel zur Abwehr des Angriffs darstellt.

(6) Eine Unterrichtung der zuständigen Behörden des ande-
ren Landes über Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 erfolgt
nicht. Auf dem Gebiet der Länder Baden-Württemberg, Bran-
denburg, Berlin und Saarland erfolgt abweichend von Satz 1
eine Unterrichtung über Maßnahmen nach Absatz 1 und 2.

Artikel 3

Haftung

Das jeweilige Land haftet gegenüber den anderen Vertrags-
partnern für durch seine in Artikel 1 Absatz 1 genannten Be-
diensteten verursachten Schäden nur, soweit sie diese
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachen. Im Übrigen ist
die Haftung ausgeschlossen. Die Haftung gegenüber Dritten
bleibt unberührt.

Artikel 4

Kosten

Die Kosten für Amtshandlungen in einem anderen Land
trägt jedes Land selbst.

Artikel 5

Geltungsdauer

Der Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Artikel 6

Kündigung

(1) Der Staatsvertrag kann von jedem Vertragspartner ge-
kündigt werden. Eine Kündigung ist erstmals zum 31. 12. des
übernächsten, auf den Vertragsschluss folgenden Jahres zulässig.
Danach kann der Vertrag mit einer Frist von einem Jahr zum
31. 12. des folgenden Jahres gekündigt werden.

(2) Die Kündigung ist allen anderen Vertragspartnern ge-
genüber schriftlich zu erklären. Die Kündigung durch ein
Land lässt die Gültigkeit des Vertrages zwischen den anderen
Ländern unberührt. 
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Artikel 7

Inkrafttreten, Ratifikation, Beitritt

(1) Der Staatsvertrag tritt am 1. September 2019 in Kraft.

(2) Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation durch die Län-
derparlamente. Die Ratifikationsurkunden werden bei dem
Minister für Inneres und Sport des Landes Niedersachsen hin-
terlegt. Dieser teilt den Ländern den Zeitpunkt der Hinterle-
gung der Ratifikationsurkunden mit. Sind ihm bis zum
31. August 2019 nicht alle von den beteiligten Ländern ausge-
fertigten Ratifikationsurkunden zugegangen, so tritt dieser
Staatsvertrag zwischen den beteiligten Ländern in Kraft, de-
ren Urkunden bereits zugegangen sind.

(3) Für jedes beteiligte Land, dessen Ratifikationsurkunde
zu dem nach Absatz 2 maßgebenden Zeitpunkt dem Minister
für Inneres und Sport des Landes Niedersachsen nicht zuge-
gangen ist, wird der Beitritt zu diesem Staatsvertrag in dem
Zeitpunkt wirksam, in dem seine Urkunde zugegangen ist.

(4) Ein Land, das den Staatsvertrag nicht unterzeichnet hat,
kann dem Staatsvertrag durch Unterzeichnung später beitre-
ten. Dazu erklärt es gegenüber den Senats- bzw. Staatskanzleien
der Vertragspartner durch eine von der Regierungschefin oder
dem Regierungschef bzw. von einer beauftragten Ministerin
oder einem beauftragten Minister bzw. Senatorin oder Senator
unterzeichneten Erklärung, dass das Land dem Staatsvertrag
in der dann geltenden Fassung beitreten wolle. Der Beitritt ist
vollzogen, sobald die Ratifikationsurkunde des beitretenden
Landes dem Minister für Inneres und Sport des Landes Nie-
dersachsen zugegangen ist.

Für das Land Hessen
der Minister des Innern und für Sport

Wiesbaden, 21.10.2019 Peter B e u t h

Für das Land Niedersachsen
der Minister für Inneres und Sport

Hannover, 29.08.2019 Boris P i s t o r i u s

Für das Land Nordrhein-Westfalen
der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration

Düsseldorf, 18.09.2019 Joachim S t a m p

Für das Land Rheinland-Pfalz,
die Ministerin für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz

Mainz, 18.10.2019 Anne S p i e g e l

Für das Land Sachsen-Anhalt
der Minister für Inneres und für Sport

Magdeburg, 01.10.2019 Holger S t a h l k n e c h t

Für das Land Schleswig-Holstein
der Minister für Inneres, ländliche Räume und Integration

Kiel, 08.10.2019 Hans-Joachim G r o t e
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Niedersächsische Verordnung 
über die Beschränkung sozialer Kontakte 
zur Eindämmung der Corona-Pandemie

Vom 2. April 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148), in Verbindung mit
§ 3 Nr. 1 der Subdelegationsverordnung vom 9. Dezember
2011 (Nds. GVBl. S. 487), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 17. März 2017 (Nds. GVBl. S. 65), wird verordnet: 

§ 1

(1) Jede Person hat physische Kontakte zu anderen Men-
schen, die nicht zu den Angehörigen des eigenen Hausstandes
gehören, auf ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren.

(2) Kontakte innerhalb der eigenen Wohnung und auf dem
eigenen Grundstück sind auf die Angehörigen des eigenen Haus-
standes beschränkt, soweit nicht die Voraussetzungen des § 3
vorliegen.

(3) 1Für den Publikumsverkehr und Besuche sind geschlossen:

1. Bars, Clubs, Kulturzentren, Diskotheken und ähnliche Ein-
richtungen,

2. Theater, Opern, Konzerthäuser, Museen, Bibliotheken und
ähnliche Einrichtungen und unabhängig von der jeweili-
gen Trägerschaft oder von Eigentumsverhältnissen,

3. Messen, Ausstellungen, Kinos, Zoos, Freizeit- und Tierparks
und Angebote von Freizeitaktivitäten, Spezialmärkte,
Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen und ähn-
liche Einrichtungen, jeweils sowohl innerhalb als auch au-
ßerhalb von Gebäuden,

4. Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen,

5. öffentliche und private Sportanlagen, Schwimm- und Spaß-
bäder, Fitnessstudios, Saunen und ähnliche Einrichtungen,

6. alle Spielplätze einschließlich Indoor-Spielplätze,

7. alle Verkaufsstellen des Einzelhandels, einschließlich der
Outlet-Center und der Verkaufsstellen in Einkaufscentern, 

8. Handyläden, Telefonshops, Autowaschanlagen.
2Ausgenommen von Satz 1 Nr. 7 sind Betriebe und Einrich-
tungen nach § 3 Satz 1 Nr. 7 sowie Verkaufsstellen mit ge-
mischtem Sortiment, das auch regelmäßig Waren umfasst, die
dem Sortiment einer der in § 3 Satz 1 Nr. 7 genannten Ver-
kaufsstellen entspricht, wenn die Waren den Schwerpunkt des
Sortiments bilden; bilden die betreffenden Waren nicht den
Schwerpunkt des Sortiments, so ist der Verkauf nur dieser
Waren zulässig.

(4) Betreiberinnen und Betreibern von Beherbergungsstätten
und ähnlichen Einrichtungen, Hotels, Campingplätzen, Wohn-
mobilstellplätzen sowie privaten und gewerblichen Vermiete-
rinnen und Vermietern von Ferienwohnungen, Ferienzim-
mern, Übernachtungs- und Schlafgelegenheiten und ähnlichen
Einrichtungen für Beherbergungen und Übernachtungen ist es
untersagt, Personen zu touristischen Zwecken zu beherbergen.

(5) 1Verboten sind:

1. Zusammenkünfte in Vereinseinrichtungen und sonstigen
Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie die Wahrnehmung
von Angeboten in Volkshochschulen, Musikschulen und
sonstigen öffentlichen und privaten Bildungseinrichtun-
gen im außerschulischen Bereich,

2. der kurzfristige Aufenthalt zu touristischen Zwecken in
Zweitwohnungen,

3. Zusammenkünfte in Kirchen, Moscheen, Synagogen und
die Zusammenkünfte anderer Glaubensgemeinschaften,
einschließlich der Zusammenkünfte in Gemeindezentren,

4. alle öffentlichen Veranstaltungen, ausgenommen Sitzungen
der kommunalen Vertretungen und Gremien sowie des
Landtages und seiner Ausschüsse und Gremien. 

2Auch der Besuch der Zusammenkünfte nach Satz 1 Nrn. 1, 3
und 4 ist mit Ausnahme der Sitzungen kommunaler Ver-
tretungen und Gremien verboten.

§ 2

(1) Kontakte einer Person außerhalb der eigenen Wohnung
sind nur erlaubt, wenn dabei die in den Absätzen 2 und 3 ge-
nannten Bedingungen eingehalten werden. 

(2) 1In der Öffentlichkeit einschließlich des Öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV) hat jede Person soweit möglich
einen Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Personen
einzuhalten. 2Dies gilt auch für die körperliche oder sportliche
Betätigung im Freien, nicht jedoch gegenüber solchen Perso-
nen, mit denen die pflichtige Person in einer gemeinsamen
Wohnung wohnt. 3Verhaltensweisen in der Öffentlichkeit, die
das Abstandsgebot nach Satz 1 gefährden, sind untersagt. 4Dies
gilt insbesondere für Gruppenbildungen, Picknick oder Gril-
len im Freien.

(3) 1Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist vorbehaltlich
des Satzes 2 jeder einzelnen Person gestattet. 2Zusammen-
künfte und Ansammlungen im öffentlichen Raum sind auf
höchstens zwei Personen beschränkt; hiervon ausgenommen
sind Zusammenkünfte von Angehörigen sowie Personen, die
in einer gemeinsamen Wohnung leben. 3Ebenfalls ausgenom-
men sind Ansammlungen von Personen, die sich in einem
Wartebereich des ÖPNV unter Wahrung eines Mindestabstan-
des von 1,5 Metern zu anderen Personen aufhalten.

§ 3

1Unter den Voraussetzungen des § 2 zulässig sind insbeson-
dere die nachfolgend genannten Verhaltensweisen: 

1. die körperliche und sportliche Betätigung im Freien; 

2. die Ausübung beruflicher Tätigkeiten, einschließlich der
Jahreszeit bedingt erforderlichen Bewirtschaftung land-
wirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Flächen;

3. die Inanspruchnahme ambulanter oder stationärer medi-
zinischer, zahnmedizinischer und heilberuflicher Ver-
sorgungsleistungen wie Arztbesuche oder medizinischer
Behandlungen, soweit dies medizinisch dringend erforder-
lich ist; 

4. der Besuch bei Angehörigen medizinischer Fachberufe,
insbesondere der Psychotherapie, Physiotherapie, Ergo-
therapie oder der Osteopathie, soweit die Behandlung ärzt-
lich veranlasst und unaufschiebbar ist;

5. die Teilnahme an Blutspenden;

6. der Besuch anderer Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens, soweit der Besuch nicht gesondert eingeschränkt ist,
sowie von Apotheken, Sanitätshäusern, Optikern, Hörge-
räteakustikern, Drogerien;

 7. die Versorgung mit Lebensmitteln, Gütern und Dienstleis-
tungen des täglichen Bedarfs in den folgenden Betrieben
und Einrichtungen: 

a) Lebensmittelhandel, 

b) Wochenmärkte,

c) landwirtschaftlicher Direktverkauf, Hofläden,

d) Getränkemärkte,
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e) Abhol- und Lieferdienste,

f) Großhandel,

g) Bau- und Gartenmärkte,

h) Tierbedarfshandel, 

i) Brief- und Versandhandel, 

j) Poststellen, 

k) Banken, Sparkassen und Geldautomaten,

l) Tankstellen, 

m) Kraftfahrzeug- oder Fahrrad-Werkstätten, 

n) Reinigungen,

o) Zeitungsverkaufsstellen,

p) Waschsalons,

q) Verkaufsstellen von Fahrkarten für den ÖPNV,

r) Blumenläden;

8. Logistik für Industrieproduktion;

9. der Besuch bei Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern,
Alten, Kranken oder Menschen mit Einschränkungen,
wenn diese außerhalb von Einrichtungen wohnen, sowie
die Wahrnehmung des Umgangs- und Sorgerechts im je-
weiligen privaten Bereich; 

10. die Betreuung hilfebedürftiger Personen und Minderjäh-
riger, auch zur Versorgung mit Lebensmitteln, Gütern
und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs im Sinne der
Nummer 7, soweit diese nicht gesondert eingeschränkt
sind;

11. die Teilnahme an Hochzeitsfeiern, jedoch nur im engsten
Familienkreis; 

12. die Begleitung Sterbender sowie die Teilnahme an Beer-
digungen, jedoch nur im engsten Familienkreis;

13. die Wahrnehmung einer seelsorgerischen Betreuung durch
einzelne Geistliche;

14. die Begleitung und Abholung von Kindern im Rahmen
einer Notbetreuung von Schulen, Kindertageseinrichtun-
gen oder anderen Betreuungseinrichtungen, soweit der
Besuch dieser Einrichtungen nicht gesondert einge-
schränkt ist;

15. der Besuch von Behörden, Gerichten, anderen Hoheits-
trägern sowie von anderen Stellen oder Einrichtungen,
die öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen;

16. die Wahrnehmung der Aufgaben oder des Dienstes als
Mitglied des Niedersächsischen Landtages oder der Lan-
desregierung, als Mitglied des Staatsgerichtshofs, als Mit-
glied eines Verfassungsorgans des Bundes oder eines
anderen Landes, als Mitglied kommunaler Vertretungen
oder Gremien, als Mitglied des diplomatischen oder kon-
sularischen Corps sowie die Wahrnehmung von Aufga-
ben im Öffentlichen Dienst oder als Organ der Rechts-
pflege;

17. die Versorgung, Betreuung oder Ausführung von selbst
gehaltenen Tieren oder von Tieren, für die sonst eine
Pflicht zur Versorgung besteht, soweit dies nicht geson-
dert eingeschränkt ist, sowie eine tierärztlich notwendige
Versorgung;

18. die Abwendung unmittelbarer Gefahren für das Leben
oder die körperliche Unversehrtheit einer Person oder
des Eigentums sowie anderer vergleichbarer Notlagen,
die nicht anders abgewendet werden können;

19. Verhaltensweisen, mit denen Anordnungen einer Behörde,
eines anderen Verwaltungsträgers oder eines Gerichts
Folge zu leisten ist.

2Zum engsten Familienkreis im Sinne des Satzes 1 Nrn. 11
und 12 gehören ausschließlich Ehegatten, Lebenspartnerin-
nen, Lebenspartner und Verwandte in gerader Linie.

§ 4

Gestattet sind auch Aufenthalte im öffentlichen Raum zum
Zweck der Berichterstattung durch Vertreterinnen und Ver-
treter von Presse, Rundfunk, Film oder anderen Medien. 

§ 5

(1) 1Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage im
Ausland aufgehalten haben, dürfen für einen Zeitraum von
14 Tagen seit Rückkehr folgende Einrichtungen nicht betre-
ten:

1. Einrichtungen nach § 33 Nrn. 1 bis 4 des Infektionsschutz-
gesetzes — IfSG — (Kindertageseinrichtungen und Kinder-
horte, erlaubnispflichtige Kindertagespflegestellen, Schulen
und Heime, in denen überwiegend minderjährige Perso-
nen betreut werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen
nach § 45 des Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs (statio-
näre Erziehungshilfe),

2. Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nrn. 1 und 3 bis 5 IfSG
(Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen, in denen eine den Krankenhäusern vergleichbare me-
dizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tages-
kliniken), ausgenommen behandlungsbedürftige Personen;

3. stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungs-
hilfe wie Heime für ältere Menschen, pflegebedürftige
Menschen oder Menschen mit Behinderungen nach § 2
Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über unterstützen-
de Wohnformen;

4. Berufsschulen und Hochschulen.
2Als Aufenthalt nach Satz 1 gilt nicht ein nur kurzzeitiger
Kontakt zum Beispiel im Rahmen eines Tankvorgangs, einer
üblichen Kaffeepause oder eines Toilettengangs.

(2) 1Wenn eine nach Absatz 1 verpflichtete Person minder-
jährig ist, so hat diejenige oder derjenige für die Einhaltung
der diese Person treffenden Verpflichtung zu sorgen, der oder
dem die Sorge für diese Person zusteht. 2Die gleiche Verpflich-
tung trifft Betreuerinnen und Betreuer einer von der Ver-
pflichtung nach Absatz 1 betroffenen Person, soweit die Er-
füllung dieser Verpflichtungen zu deren Aufgabenkreis ge-
hört. 3Die Betreuerinnen und Betreuer nach Satz 2 sind unter
Berücksichtigung der Voraussetzungen in Absatz 1 verpflich-
tet, Betreuungsangebote von Kindertageseinrichtungen, Kinder-
tagespflegestellen und Heimen nicht in Anspruch zu nehmen.

(3) Erhalten die Träger oder die mit den Leitungsaufgaben
in den jeweiligen Einrichtungen beauftragten Personen der in
Absatz 1 genannten Einrichtungen Kenntnis davon, dass die
Voraussetzung nach Absatz 1 vorliegt, so dürfen die betreffen-
den Personen für einen Zeitraum von 14 Tagen seit Rückkehr
aus dem Risikogebiet oder des besonders betroffenen Gebiets
nicht betreut oder beschäftigt werden.

§ 6

(1) 1Restaurationsbetriebe, insbesondere Restaurants, Gast-
stätten, Imbisse, allein oder in Verbindung mit anderen Ein-
richtungen, Mensen und Kantinen dürfen nicht betrieben
werden. 2Auch der Besuch dieser Einrichtungen ist verboten.
3Abweichend von Satz 1 sind die Belieferung mit Speisen und
Getränken sowie der Außer-Haus-Verkauf durch Restaurants,
Gaststätten, Imbisse, Mensen, Cafés und Kantinen zulässig,
wenn die zum Schutz vor Infektionen erforderlichen Anforde-
rungen nach Absatz 2 eingehalten werden. 

(2) Betreiberinnen und Betreiber von Restaurationsbetrie-
ben, die einen Außer-Haus-Verkauf anbieten, sind verpflichtet,
einen Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen den Kundin-
nen und Kunden sicherzustellen. 

(3) 1Der Verzehr von Speisen und Getränken ist innerhalb
eines Umkreises von 50 Metern zu den Betrieben nach Absatz 2
untersagt. 2Aus hygienischen Gründen sollte eine bargeldlose
Bezahlung erfolgen.
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(4) Für gastronomische Lieferdienste gelten Absatz 1 Satz 3
und Absatz 3 Satz 2 entsprechend.

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 dürfen nicht öffentli-
che Betriebskantinen zur Versorgung ausschließlich der Be-
schäftigten betrieben werden, wenn die erforderlichen Vor-
kehrungen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts, zur Ver-
meidung von Warteschlangen und zur Gewährleistung eines
Mindestabstands von 1,5 Metern gewährleistet sind.

§ 7

(1) 1Das Erbringen von Dienstleistungen, bei denen der Min-
destabstand von 1,5 Metern von Mensch zu Mensch nicht ein-
gehalten werden kann, ist nur erlaubt, wenn dies dringend
notwendig ist. 2Dies gilt insbesondere für Optikerinnen, Opti-
ker, Hörgeräteakustikerinnen und Hörgeräteakustiker.

(2) 1Alle nicht dringend notwendigen Dienstleistungen, bei
denen der Mindestabstand von 1,5 Metern von Mensch zu
Mensch nicht eingehalten werden kann, sind untersagt. 2Dies
gilt insbesondere für

1. Frisörinnen und Frisöre,

2. Tattoo-Studios,

3. Nagelstudios,

4. Kosmetikstudios,

5. Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, Osteopa-
thinnen und Osteopathen, Ergotherapeutinnen und Ergo-
therapeuten, es sei denn, eine Behandlung ist ärztlich
veranlasst und die Behandlung ist unaufschiebbar, sowie

6. Fahrschulen, Fahrlehrerausbildungsstätten und anerkannte
Aus- und Weiterbildungsstätten nach dem Berufskraftfah-
rer-Qualifikations-Gesetz.

§ 8
1Die Betreiberinnen und Betreiber von Verkaufsstellen und

Ladengeschäften nach § 3 Nr. 7 sind verpflichtet, einen Min-
destabstand von 1,5 Metern zwischen den Kundinnen und
Kunden sicherzustellen. 2Sie haben sicherzustellen, dass sich
nur so viele Kundinnen und Kunden in den Verkaufsräumen
befinden, dass durchschnittlich 10 Quadratmeter Verkaufsflä-
che je anwesende Person gewährleistet sind. 3Die Berechnung
der Verkaufsfläche richtet sich nach der Baunutzungsverord-
nung.

§ 9

1Auf Wochenmärkten sind nur Verkaufsstände für Lebens-
mittel erlaubt. 2Die Betreiberinnen und Betreiber der Ver-
kaufsstände sind verpflichtet, einen Mindestabstand von
1,5 Metern zwischen den Kundinnen und Kunden sicherzu-
stellen.

§ 10

(1) 1Zu beruflichen Zwecken sind Zusammenkünfte von
mehreren Personen zulässig. 2Soweit möglich, ist ein Mindest-
abstand von 1,5 Metern zwischen den Personen einzuhalten.

(2) Absatz 1 gilt auch für die Tätigkeit von Erntehelferinnen
und Erntehelfern, Saisonarbeiterinnen und Saisonarbeitern
sowie Werksarbeitskräften.

§ 11

1Die örtlich zuständigen Behörden können weitergehende
Anordnungen treffen, soweit es im Interesse des Gesundheits-
schutzes zwingend erforderlich ist und den vorstehenden Re-
gelungen nicht widerspricht. 2Sie können insbesondere für
bestimmte öffentliche Plätze, Parkanlagen und ähnliche Orte
in ihrem Zuständigkeitsbereich generelle Betretungsverbote
erlassen.

§ 12

(1) Verstöße gegen die §§ 1, 2 und 5 bis 10 stellen Ordnungs-
widrigkeiten nach § 73 Abs. 1 a Nr. 24 IfSG dar und werden
mit Bußgeldern bis zu 25 000 Euro geahndet.

(2) Die nach dem Infektionsschutzgesetz zuständigen Behör-
den und die Polizei sind gehalten, die Bestimmungen dieser
Verordnung durchzusetzen und Verstöße zu ahnden. 

§ 13

(1) Diese Verordnung tritt am 4. April 2020 in Kraft und mit
Ablauf des 19. April 2020 außer Kraft.

(2) Die Niedersächsische Verordnung zur Beschränkung so-
zialer Kontakte anlässlich der Corona-Pandemie vom 27. März
2020 (Nds. GVBl. S. 48) tritt mit Ablauf des 3. April 2020 au-
ßer Kraft.

Hannover, den 2. April 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

R e i m a n n

Ministerin
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